für den Kreis Marienburg Weftpr, 


Erſcheint Mittwoch und Sonnabend Abend. 


Nr. 98. 


Marienburg, den 13. Dezember. 


1905. 


Landrätliche Bekanntmachungen. 


er. 1. Marienburg, den 8. Dezember 1905. 

Zur Beſeitigung der Zweifel, welche hinſichtlich der 
Verpflichtung des Fiskus zur Tragung der aus der zeit⸗ 
weiligen Ueberwachung des Schiffahrts⸗ und Flößerei⸗Ver⸗ 
kehrs erwachſenden Koſten im Hinblick auf die durch das 
Reichsſeuchengeſetz vom 30. Juni 1900 und das Preußiſche 
Geſetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank⸗ 
heiten, vom 28. Auguſt 1905 geſchaffene neue Rechtslage 
entſtanden ſind, hat der Herr Miniſter der geiſtigen, Unter⸗ 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten im Einverſtändnis 
mit dem Herrn Finanzminiſter, dem Herrn Kriegsminiſter 
und den Herren Miniſter für Handel und Gewerbe, der 
öffentlichen Arbeiten und des Innern mittels Erlaſſes vom 
8. d. Mts. — M. 25045 Folgendes beſtimmt. 

1. Sämtliche Koſten, welche durch die Einſetzung und 
den Unterhalt des Perſonals und durch deſſen Ausrüſtung 
mit dem zum Dienſtbetriebe Erforderlichen — an Grund⸗ 
ſtücken, Materialien, Geräten, Hilfsleiſtungen, Decken uſw. 
erwachſen, fallen dem Staat zur Laſt. Hierher gehören 
namentlich: 

a) Die Remunerierung der Aerzte, Sanitätsmannſchaften 
und des ſonſtigen Hilfsperſonals der Ueberwachungs⸗ 
ſtellen, insbeſondere auch der etwaigen Transportbe⸗ 
gleiter; 

p) Die Einrichtung und der Betrieb der Ueberwachungs⸗ 

ſtellen, Bereitſtellung und Ausſtattung der erforderlichen 
und nicht anderweit, durch Gemeinden oder Privat⸗ 
perſonen unentgeltlich zur Verfügung geſtellten Unter⸗ 
kunftsräume für das Ueberwachungsperſonal und Ab⸗ 
ſonderungsräume für die durch die Ueberwachung er⸗ 
mittelten kranken, krankheits- oder anſteckungsverdächtigen 
Perſonen; 
die Bereitſtellung der zum Ueberwachungsdienſt er⸗ 
forderlichen Fahrzeuge nebſt ihren Mannſchaften; 
die Ausrüſtung der Ueberwachungsſtellen oder Fahr⸗ 
zeuge mit Trink- und Wirtſchaftswaſſer, Waſſergefäßen, 
Eimern zur Aufnahme der Ausleerungen, Desinfektions⸗ 
mitteln und dergl. behufs Abgabe um die Schiffs- 
bevölkerung; 
2. Die Koſten, welche durch die Durchführung der an⸗ 
läßlich des Ueberwachungsdienſtes gegen die demſelben 
unterliegenden Perſonen gerichteten Anordnungen entſtehen, 
ſind in der Regel den Betroffenen aufzuerlegen, (vergl. E. 
O. V. G. Bd. VII. S. 350 und Bd. XXVIII S. 21); 
Dem Staate fallen jedoch infolge beſonderer geſetzlicher 
Vorſchriften zur Laſt; : 

a) die Koſten der Beobachtung kranker, krankheits- oder 
anſteckungsverdädchtiger Perſonen gemäß § 12 des 
Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1900 (vergl. § 37 Abſ. 3 

daſelbſt); 


— 
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p) die Koſten der Desinfektionen, falls die Beſtreitung 


derſelben aus öffentlichen Mitteln von ſeiten der Be— 
troffenen beantragt wird, und 


c) die Koſten der auf Grund des § 21 a. a. O. getroffenen 
beſonderen Vorſichtsmaßregeln für die Leichenbehandlung, 
insbeſondere für die Einhüllung in Tücher, welche 
mit desinfizierender Flüſſigkeit getränkt ſind, für die 
Verdichtung der Särge und Belegung derſelben mit 
Aufſaugematerial und für Ueberführung ins Leichen⸗ 
haus (vergl. ebenda); nicht aber etwa die Koſten für 
die Beſtattung ſelbſt; 
die Koſten der Abſonderung anſteckungsverdächtiger 
Perſonen, wenn dieſe während der Dauer der Ab⸗ 
ſonderung nicht in einer ihre Arbeitsfähigkeit beein⸗ 
trächtigenden Weiſe erkranken und wenn ſie die Koſten 
ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familien 
notwendigen Unterhalts nicht zu tragen vermögen 
(vergl. §S 26 Preuß. Geſ. vom 28. Auguſt 1905); 
die Entſchädigungen derjenigen der Invalidenverſicherung 
unterliegenden Perſonen, welche in der Wahl des Auf— 
enthaltes oder Arbeitsſtätte beſchränkt oder abgeſondert 
werden, für entgangenen Arbeitsverdienſt gemäß $ 28 
des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 1900 und unter den 
dort vorgeſehenen Vorausſetzungen und 
die Entſchädigung für Gegenſtände, welche infolge der 
Desinfektion unbrauchbar geworden oder welche ver— 
nichtet worden ſind gemäß § 29 ff. ebenda (vergl. 
§ 34 ebenda). 
3. Auch ſoweit die Koſten für die Durchführung der An⸗ 
ordnungen nach Nr. 2 grundſätzlich dem Betroffenen auf— 
zuerlegen ſein würden, ſind fie auf die Staatskaſſe zu über— 
nehmen, wenn 

a) die Koſten einer zwangsweiſe anſtelle des Betroffenen 

durch die Behörde durchgeführten Anordnung ſich als 
uneinziehbar erweiſen (E. O. V. G. Bd. XXVII. 
S. 65); N 
b) ſich die Inanſpruchnahme eines Dritten wegen der 

Koſten als nicht angängig erweiſt, ſei es, daß der Ver— 

pflichtete nicht auffindbar, ſei es, daß ein Verpflichteter 

tatſächlich oder rechtlich nicht vorhanden iſt, oder 
e) die Anordnung durch unmittelbaren Zwang ohne vor⸗ 
herige Aufforderung an den Verpflichteten durchgeführt 

worden iſt (E. O. V. G. Bd. XI S. 126). 

Die Koſten der Abſonderung anſteckungsverdächtiger 
Perſonen, welche nicht in einer ihre Arbeitsfähigkeit beein— 
trächtigenden Weiſe erkranken (vergl. oben zu 2 4) liegen 
rechtlich dem Staate zwar erſt vom 20. Oktober d. Is., 
als dem Tage des Inkrafttretens des Geſetzes vom 28. 
Auguſt d. Is. ob. Jedoch follen die im Ueberwachungs⸗ 
dienſte entſtandenen Koſten dieſer Art, ſoweit ſie nach 
§ 26 daſ. aus öffentlichen Mitteln zu beſtreiten ſind, auf 
die Staatskaſſe übernommen werden, auch wenn ſie vor 
dem 20. Oktober d. Is. entſtanden ſind. 


Nr. 2. Marienburg, den 11. Dezember 1905. 

Der Hofbeſitzer Hermann Driedger in Mierau iſt zum 
Schulvorſteher der Schule dortſelbſt gewählt und von mir 
beſtätigt worden. 
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Nr. 3. een den 11. Dezember 1905. 
Bei den auf Grund des § 108 der Kreisordnung in 
dieſem Jahre ſtattgehabten Kreistags-Ergänzungs-Wahlen 
und einer Erſatzwahl ſind zu Kreistags⸗Abgeordneten ge⸗ 
wählt worden: 
A. Im Wahlverbande der Großgrundbeſitzer: 
. Gutsbejiger Otto Bachmann⸗Gr. Lichtenau, 
Hermann Grunau-Mielenz, 
Reinhold Lietz⸗Marienau, 
Guſtav Schulz⸗Fürſtenwerder, 
Adolf Mürau-Schönhorſt, 
1 Wilhelm Zimmermann⸗ Gr. Leſewitz, 

Deichhauptmann Guſtav Funk⸗Pr. Roſengart. 

B. Im Wahlverbande der Landgemeinden: 
für den III. Wahlbezirk: 

Hofbeſitzer Otto Ringe-Neumünſterberg, 
. für den IV. Wahlbezirk: 

Hofbeſitzer Paul Henning-Brunau, 
für den VII. Wahlbezirk: 

Hofbeſitzer Alexander Oehrich-Eſchenhorſt, 
für den VIII. Wahlbezirk: 

Molkereibeſitzer Paul Zimmermann-Pr. Roſengart, 
. für den IX. Wahlbezirk: 

Gutsbeſitzer Rudolf Kling⸗Sandhof. 

©. Im Wahlverbande der Städte: 

Kaufmann Salinger-Marienburg, 
. Buchdruckereibeſitzer Halb-Marienburg, 
Bürgermeiſter Förſter-Tiegenhof, 
Kaufmann Iſaak Jacoby ⸗Neuteich. 
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Marienburg, den 5. Dezember 1905. 

Der nächſte Kurſus in der hieſigen ſtaatlich anerkannten 
Hufbeſchlaglehrſchmiede des Kreiſes Marienburg beginnt 
am 2. Januar und endet am 31. März. Geſuche um 
Zulaſſung ſind bis zum 15. d. Mts. unter Beifügung des 
Lehr⸗ bezw. Meiſterzeugniſſes bei dem Kreisausſchuſſe des 
Kreiſes anzubringen, in dem der Antragſteller ſeine gewerb- 
liche Niederlaſſung hat, oder nach Erlangung des Befähigungs⸗ 
zeugniſſes ſein Gewerbe zu betreiben beabſichtigt. In dem 
Geſuch iſt anzugeben, ob der Schüler für Wohnung u. Lebens⸗ 
unterhalt während des Kurſus ſelbſt ſorgen will oder wegen 
Bedürftigkeit die Gewährung einer Beihülfe nachſucht. Ve⸗ 
dürftigen Schülern kann eine ſolche zu ihrem Unterhalte 
während des Kurſus bis zu 6 / für die Woche gewährt 
werden. 

Die Prüfungsgebühr iſt vor Beginn des Unterrichts 
zu entrichten und beträgt 10 . 

Zur Teilnahme an dem Lehrkurſus iſt die Eigenſchaft 
als Schmiedegeſelle und ein Lebensalter von mindeſtens 
19 Jahren erforderlich. 

Die Ortsbehörden werden erſucht, die Schmiedegeſellen 
auf den bevorſtehenden Kurſus aufmerkſam zu machen. 


Nr. 5. Marienburg, den 9. Dezember 1905. 

Im Kaiſerlichen Geſundheitsamt zu Berlin iſt ein 
Bleimerkblatt über die Gefahren und die Verhütung der 
Bleivergiftung bearbeitet worden. Ich mache auf die Aus⸗ 
führungen dieſes Merkblattes, deſſen Wortlaut auch im 
Reichsgeſetzblatt für 1905 auf Seite 558 — 560 veröffent⸗ 
licht iſt, aufmerkſam. 
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Seitens der Behörden ſowie der gemeinnützigen Körper: 
ſchaften und Vereine kann das Merkblatt vom Geſundheits⸗ 
amt unentgeltlich bezogen werden; zum Aushang beſtimmte 
Exemplare des Merkblattes auf ſtarkem Kartonpapier 
werden von dem Verlage von Julius Springer in Berlin 
N Monbijouplatz 3 zum Preiſe von 5 K für 1 Stück, 
3 .% für 100 Stück und 25 % für 1000 Stück geliefert. 


Nr. 4. Marienburg, den 9. Dezember 1905. 
Die Ortspolizeibehörden des Kreiſes werden an die 
ſchleunige Erledigung meiner Kreisblattverfügung vom 
21. Mai 1904 Kreisblatt Nr. 43, betreffend die Beſchäftigung 
fremder Perſonen in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, erinnert. 
—ä ' . —— — 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1. In den Quittungen über die fortlaufenden Be⸗ 
züge aus der Staatskaſſe wird der Zeitraum, für welchen 
die Zahlung erfolgt, oft nicht richtig bezeichnet. Nach dem 
Erlaſſe des Herrn Finanzminiſters vom 6. Mai 1898 iſt 
für die Bezeichnung des Etatsjahres nur eine Jahresziffer 
zu verwenden und zwar diejenige, die den größeren Teil 
des Etatsjahres — vom 1. April bis Ende Dezember — 
umfaßt; für das jetzt laufende Etatsjahr muß es alſo z. B. 
heißen: 1905, oder auch für die Zeit vom 1. April 1905 
bis Ende März 1906. Quittungen, in welchen das Etats⸗ 
jahr mit einer Doppelzahl z. B. mit 1905 06, oder der 
Zeitraum vom 1. April 1905 bis 31. März 1906, oder 
1. April 1905 bis 1. April 1906 bezeichnet ſind, werden 
den Ausſtellern künftig zur Umſchrift zurückgegeben werden. 
Marienburg, den 10. Dezember 1905. 
Königliche Kreiskaſſe. Fink. 
Nr. 2. Nachdem die Schweineſeuche bei Herrn Georg 
Schwedter in Mierau erloſchen und Stalldesinfektion aus⸗ 
geführt iſt werden die Schutz und Sperrmaßregeln hiermit 
aufgehoben. 
Neuteichsdorf, 8. Dezember 1905. 
Der Amtsvorſteher. 


Nr. 3. Unter den Schweinen des Hofbeſitzers 
Heinrich Hein und des Inſtmanns F. Mattern in Ejchen- 
horſt iſt die Rotlaufſeuche ausgebrochen. Schutz- und 
Sperrmaßregeln ſind angeordnet. 
Markushof, den 8. Dezember 1905. 
Der Amtsvorſteher. 


Nr. 4. Vor einiger Zeit iſt im Dorfe Schönſee eine 
Taſchenuhr mit kurzer Meſſingkette gefunden und bei mir 
abgegeben. Der Eigentümer wolle ſich melden. 
Schöneberg, den 11. Dezember 1905. 
Der Amtsvorſteher. 


Nr. 5. Am 10. d. Mts. hat ſich hier ein brauner 
Jagdhund (Hühner⸗) eingefunden. Derſelbe trägt ein ledernes 
Halsband mit Meſſingknöpfen, iſt grauweiß gefleckt, der 
Schweif nicht zu kurz geſtutzt. Der Eigentümer wolle ſich 
baldigſt melden. 
Schöneberg, den 11. Dezember 1905, 
Der Amtsvorſteher. 


Druck von O. Halb, Marienburg. 


